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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen
Bodenrecht

Kurz vor der nationalratlichen Beratung des Bundesgesetzes liber Zweitwohnungen
zeigten sich burgerliche Parlamentarier vor dem Hintergrund der immer lauter
werdenden Referendumsdrohung kompromissbereit: Nicht nur metaphorisch sondern
tatséchlich in letzter Minute, ndmlich am Vorabend der Nationalratsdebatte in der
Frihjahrssession 2015, gelang es durch Einlenken der FDP-Fraktionschefin Huber (fdp,
UR) und des SVP-Fraktionschefs Amstutz (svp, BE) tatsdchlich, ausserhalb des
Parlaments einen Kompromiss mit Vera Weber zu erzielen. Der CVP-Vertreter und
Kommissionssprecher Yannick Buttet (cvp, VS), der dem Treffen ebenfalls beigewohnt
hatte, verliess dieses frihzeitig und emport darlber, vor beschlossene Tatsachen
gestellt worden zu sein, welche seiner Meinung nach nicht einer "pragmatischen
Umsetzung" entsprachen. Die SVP hatte den Deal alleine mit Helvetia Nostra eingefadelt
und die Mitteparteien aussen vorgelassen. Ferner unterstellte Buttet der SVP, rein aus
Eigeninteresse gehandelt zu haben, um auch bei ihren eigenen Initiativen weiterhin
einen harten Kurs legitimieren zu kénnen. Gegenuber der NZZ beteuerte Nationalrat
Killer (svp, AG), man héatte lediglich rasch moglichst die vorherrschende
Rechtsunsicherheit beheben wollen. Der Kompromiss sieht drei Zugestandnisse an die
Initianten vor: Erstens soll in Gemeinden, die ihr Kontingent ausgeschopft haben, auch
das Anbieten des Objekts auf einer Vertriebsplattform keinen Zweitwohnungsbau
legitimieren. Zweitens sollen nicht mehr in Betrieb stehende Hotelanlagen, die ein
Vierteljahrhundert oder langer bewirtschaftet wurden, nur zu 50% in nicht der
Nutzungsbeschrankung unterstehende Zweitwohnungen umgewandelt werden durfen.
Schliesslich verlangte der Kompromiss den Verzicht auf den dehnbaren Begriff der
"erhaltenswerten Bauten", wenn es darum geht, bestehende Bauten auch in
Gemeinden mit ausgeschopftem Kontingent in Zweitwohnungen umzuwandeln. Anstelle
dessen soll die Umwandlung in nicht der Nutzungsbeschrankung unterstehende
Wohnungen nur in geschitzten und "ortsbildpréagenden" Bauten maglich sein. Der
Begriff "ortsbildpragend" gilt als deutlich klarer und enger umrissen als der Begriff
"erhaltenswert". Im Gegenzug verpflichtete sich Vera Weber, auf das Ergreifen des
Referendums zu verzichten.

In der sich Uber zwei Tage erstreckenden Sitzung im Nationalrat waren es in der Folge
nur die CVP und die BDP, die eine harte Linie fuhren und die Interessen ihrer
Stammwahlerschaft vertraten. Hans Grunder (bdp, BE) kritisierte das Umschwenken der
SVP-Fraktion, nachdem deren Kommissionsmitglieder in den Vorberatungen im Namen
der Mehrheit noch flr eine Beibehaltung oder gar Aufweichung des standeratlichen
Kurses pladiert hatten, worauf der SVP-Fraktionsprasident in ein Kreuzfeuer von
diversen Fragen verschiedenster Seiten geriet. Zu Beginn der Beratungen hatte die
grosse Kammer Uber zwei Antrédge der Ratslinken zu bestimmen, welche die
Ruckweisung der Vorlage an den Bundesrat forderten, verbunden mit den Auftragen,
einen Entwurf auszuarbeiten, der den Volkswillen ernst nehme, und eine qualitativ
hochstehendere und klarere Gesetzesgrundlage zu schaffen. In der Begrindung seines
Minderheitsantrages liess Roger Nordmann (sp, VD) verlauten, er habe wahrend seiner
ganzen parlamentarischen Karriere noch nie einen so geschraubten Gesetzestext
gesehen wie der Vorliegende und mehr noch: "Il est difficile d'y reconnaltre un texte
légal". Uber die geschlossen fiir die Riickweisung votierenden Fraktionen der SP und
der Grinen hinaus fand das Anliegen jedoch bei keinem weiteren Ratsmitglied
Zustimmung, womit dieses klar abgelehnt wurde. Im Anschluss stellte sich die Linke und
ebenso die GLP hinter die gesetzesverscharfenden Antrédge Huber/Amstutz, welche aus
diesem Grund mit komfortablen Mehrheiten angenommen werden konnten. Lediglich
die geschlossen auftretende Fraktion der BDP, eine beinahe geeinte CVP-Fraktion
sowie vereinzelte Mitglieder der SVP stellten sich gegen den ausserparlamentarisch
ausgehandelten Kompromiss. Auch Bundesratin Leuthard zeigte sich im Grunde
zufrieden mit der Kompromisslésung, jedoch nicht ohne zu betonen, dass sie es
begrisst hatte, wenn diese den Beratungen in der Kommission entsprungen wére, da
die  Auslotung  gangbarer  Moglichkeiten eigentlich zur  Aufgabe  der
Legislativkommissionen gehore. Dartber hinaus zeigte sich die Bundesréatin irritiert ob
dem verklausulierten Regelwerk: Der Kompromiss schranke die Umnutzung
bestehender Wohnungen in Hotelbauten im Artikel 9 Absatz 2 nun zwar ein; in den
Absatzen 1bis und ter erlaube ein standeratlicher Zusatz Hotelbesitzern jedoch gar den
Neubau von Zweitwohnungen in Gemeinden mit einem Zweitwohnungsanteil von tber
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20%. Da letztere Regelung nicht Teil des ausgehandelten Kompromisses war, unterlag
ein links-griner Minderheitsantrag zur Streichung dieser Absatze. Nur die GLP-Fraktion
unterstitzte diesen Antrag.

Ferner beschloss der Nationalrat weitere Abweichungen zur Fassung des Stéanderates
und schickte den von der urspringlichen Mehrheit der UREK-NR gestellten Antrag auf
Dringlichkeit mit 173 zu 22 Stimmen klar bachab, wobei der Rat der Minderheit Jans (sp,
BS) folgte. Fur die Dringlichkeitsklausel setzte sich die Hélfte der CVP-Fraktion sowie
eine Minderheit der SVP-Fraktion ein. Zum Schluss der Beratung gab Roger Nordmann
(sp, VD) im Namen der SP-Fraktion bekannt, die SP werde diesen Kompromiss in der
Schlussabstimmung unterstitzen, sofern der Stédnderat auf den Kompromiss
einschwenke. Mit 143 zu 6 Stimmen bei nicht weniger als 47 Enthaltungen
verabschiedete der Nationalrat den so veradnderten Entwurf nach der
Gesamtabstimmung in die Differenzbereinigung. Neben einzelnen Vertretern der FDP
und SVP sowie den grossmehrheitlichen Fraktionen der CVP und BDP enthielt sich die
Grine Fraktion komplett der Stimme. '

1) AB NR, 2015, S. 32 ff.; Presse vom 4.3. und 5.3.15; SO, 1.2.15; Exp, NZZ, TA, 20.2.15; TA, 28.2.15; SOGR, 1.3.15; NZZ, 3.3.15
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